
III. Fazit

In verschiedenen Urteilen hat der EuGH das die Richtlinie 
93/13/EWG prägende Bild des prototypischen Verbrauchers 
näher umschrieben.97 Gerade in dem hier besprochenen Urteil 
C-92/11 hat er diese Sicht durch die starke Betonung der Merk-
male einer transparenten Vertragsgestaltung betont. Doch bleibt 
es zu Recht bei dem Grundtenor: Der Verbraucher hat die wirt-
schaftlich und auch sozial im Verhältnis zum Gewerbetreiben-
den schwächere Verhandlungsposition.98 Der Vertragsabschluss 
vollzieht sich dann in der Regel so, dass der Verbraucher die dem 
Vertrag zugrunde liegenden AGB nur zur Kenntnis nimmt, 
aber keine Chance erhält, auf die inhaltliche Gestaltung des Ver-
trages – und damit auf eine Abänderung der AGB – Einfluss zu 
nehmen.99 Es besteht zusätzlich eine erhebliche Asymmetrie der 
Informationen zugunsten des Gewerbetreibenden.100

Von entscheidender Wichtigkeit ist es zu sehen, dass diese for-
male Ungleichheit zwischen dem Gewerbetreibenden und dem 
Verbraucher nicht mit Hilfe der Mechanismen des Marktes be-
seitigt werden soll, sondern das – und dies betont der EuGH be-
reits in der Océano-Entscheidung101 – ein „positives Eingreifen 
von dritter, von den Vertragsparteien unabhängiger Seite“ erfol-
gen muss.102 Das führt dann zu der präventiven Funktion, die so-
wohl über Art. 6 Abs. 1 als auch nach Art. 7 geboten ist. Sie zielt 
auf die Amtspflicht der Gerichte eines Mitgliedstaates, der Ver-
wendung missbräuchlicher AGB definitiv ein Ende zu setzen.103 
Inzwischen bezeichnet der EuGH diese staatliche Präventions-
pflicht zum Schutz des Verbrauchers als zwingend.104

Denn es gilt, auf der Ebene des materiellen nationalen Rechts 
die strukturell bestehende Ungleichheit zwischen Gewerbetrei-
bendem und Verbraucher, die sich vor allem in der Verwendung 
missbräuchlicher AGB zum Nachteil des Verbrauchers aus-
wirkt, wieder auszugleichen.105 Eine wie auch immer geartete 
Eigeninitiative des Verbrauchers ist dafür nicht vorgesehen,106 
weil das Gericht immer dann einschreiten muss, wenn und so-
bald es dafür „über die hierzu erforderlichen rechtlichen und 
tatsächlichen Grundlagen verfügt“.107
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Das ist mit Recht als unbefriedigend charakterisiert worden,108 

auch wenn jüngst in der Literatur gewisse Hoffnungsschimmer 
bemerkt wurden, dass sich in Luxemburg doch etwas im Lau-
terkeitsrecht und damit auch im AGB-Recht bewegt.109 Indes-
sen gehen von der Richtlinie 93/13/EWG und ihrer limitierten 
Anwendung durch den EuGH für die angestrebte Harmonisie-
rung des Verbraucherschutzrechts bislang nur sehr beschränkt 
die erforderlichen und wünschenswerten Impulse zugunsten ei-
ner Verstärkung des Verbraucherschutzes aus.110 In den Kate-
gorien des europäischen Binnenmarktes gedacht – dass nämlich 
der Verwendung missbräuchlicher AGB in der Tat erkennbar 
im Sinn der Zielsetzung von Art. 7 der Garaus gemacht werden 
soll – ist das anzustrebende Ziel noch bei weitem nicht erreicht. 
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Michael Fries, Iván Mateo und Philipp von Wolffersdorff, Part-
ner & Rechtsanwälte der Insolvenzrechtsabteilung der Kanz-
lei in Madrid und Barcelona, sind die Autoren des kürzlich im 
Verlag des Finanz Colloquium Heidelberg erschienenen juris-
tischen Werkes „Ley concursal – Spanisches Konkursgesetz“1. 
Das an mehr als 100 Stellen umfassend reformierte spanische 
Konkursgesetz ist am 1. Januar 2012 in Kraft getreten, nachdem 
bereits mit der Bekanntmachung im spanischen Staatsanzeiger 
diverse Änderungen wirksam geworden waren.

Vor dem Hintergrund der gesamtwirtschaftlichen Situation und 
der sich rasant erhöhenden Zahl von Unternehmensinsolvenzen 
bestanden die Ziele der Reform insbesondere in der Vereinfa-
chung, Beschleunigung und Kostenreduzierung des Verfahrens, 
der Professionalisierung der Konkursverwaltung, der rechtli-
chen Stärkung der Arbeitnehmer sowie weiterer Anreize zur 
frühzeitigen Verhandlung von Refinanzierungsabreden und 
Konkursvergleichen.

Diese Textausgabe enthält eine technische Übersetzung des spa-
nischen Gesetzestextes in die deutsche Sprache sowie eine Einfüh-
rung zum spanischen Konkursrecht einschließlich eines Über-

1	 Verlag: Finanz Colloquium Heidelberg GmbH, Heidelberg: Ley Concursal / 
Spanisches Konkursgesetz, 2013, 342 Seiten, ISBN 978-3-943170-19-1
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blicks über den Ablauf eines Konkursverfahrens. Sie bietet dem 
Nutzer einen schnellen Einstieg und eine übersichtliche Hand-
habung unter Berücksichtigung des deutschen insolvenzspezi-
fischen Vokabulars. Das Werk kann insbesondere deutschspra-
chigen Rechtsanwälten oder Unternehmensjuristen, die sich mit 
einer drohenden oder bereits eingetretenen Insolvenz eines spa-
nischen Schuldners auseinandersetzen müssen eine erste Orien-
tierung bieten.
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